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Ist eine ,linke“
Finanzpolitik moglich?

Gesprach mit Therese Frosch

Therese Frosch, ehemalige Gewerk-
schaftssekretarin beim VPOD und gegen-
wartige Finanzdirektorin der Rot-Griin-
Mitte-Mehrheit (RGM) der Stadt Bern, ist
mit ihrem ersten Budget, das eine
Steuererhohung um zwei Zehntel vorsah,
in der Volksabstimmung gescheitert . In-
zwischen wurde auch das zweite Budget
mit einer Steuererh6hung um einen Zehn-
tel am 17.4.94 von den StimmbiirgerIn-
nen verworfen.

Therese, Du hast Dich als Stadtberner
Finanzdirektorin fiir kurzfristig relativ
hohe Defizite stark gemacht und damit fiir
eine konsequente antizyklische Ausgaben-
politik. Mittelfristig willst Du die Defizite
zwar schrittweise verkleinern, ist etn aus-
geglichenes Budget aber iiberhaupt in
Reichweite?

Ich kann keine mittelfristigen Prognosen
abgeben, weil ich nicht genau weiss, wie
sich die Wirtschaft weiterentwickelt und
damit die Erwerbslosigkeit, welche der
Stadt Mehrkosten von iiber 20 Millionen
verursacht. Im Moment verhandeln wir
mit dem Kanton iiber die Frage, wie wir
rechtlich zum Budgetausgleich verpflich-
tet werden konnen und auch dariiber, dass
das Finanzhaushaltsgesetz verlangt, die
Verlustvortrige in acht Jahren zuriickzu-
zahlen.

In bezug auf die Defizite verstehe ich mich
als eine klare Anhéngerin einer antizykli-
schen Wirtschaftspolitik. Fiir mich ist das
letztlich aber nicht nur eine links-rechts-
Frage, denn auch ein biirgerlicher Finanz-
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direktor ist in dieser Situation mehr oder
weniger zu einer solchen Politik gezwun-
gen, wie gerade Ueli Augsburger bewiesen
hat, der zuletzt auch auf den antizykli-
schen ,Zug* aufgesprungen ist. Es geht
also weniger um eine Frage des effektiven
Handelns, sondern mehr darum, ob man
das auch deklariert und ob dieses Instru-
ment konsequent eingesetzt wird. Dariiber
hinaus miissen wir klar sehen, dass das
heutige Defizit bereits von den Biirgerli-
chen eingeleitet worden ist: Die kantonale
Steuerrevision und die stadtische Steuer-
senkung haben uns 1987—1993 einen
Ausfall von vier Steuerzehnteln gebracht,
das sind immerhin 84 Millionen. Die RGM
ist dann prézis zum Zeitpunkt der Rezes-
sion gewahlt worden. Dazu kommt, dass
der finanzpolitische Spielraum bei einem
Anteil der gesetzlich gebundenen Ausga-
ben von 80 Prozent ohnehin klein ist.

Inwieweit kannst Du als linke Finanzdi-
rektorin hier noch eigene Akzente setzen?

Hier stehen die anderen 20 Prozent im
Vordergrund, welche in der politischen
Auseinandersetzung auch immer wieder
hochgespielt werden. Tatséchlich findet
sich hier der kleine Spielraum, den eine
Gemeinde noch hat: bei den Kinderkrip-
pen, bei den Tagesstétten, bei einer Frau-
enstelle oder bei der Frage, wird dieses
Schulhaus saniert oder lasst man es verlot-
tern. Wie die budgetpolitischen Auseinan-
dersetzungen zeigen, setze ich hier klar
eigene, namlich stark sozialpolitische Ak-
zente, wie es unsere RGM-Wahlplattform,



mit der wir gewihlt wurden, auch fordert.
Ebenso wie die Steuererh6hung, der in der
ersten Budgetabstimmung nur 45 Prozent
der Stimmbiirgerlnnen zugestimmt ha-
ben.

Nun ist die Stadt Bern finanzpolitisch ja
nicht vollig autonom, Du hast es bereits
angetont. Sie ist, wie andere Gemeinden
auch, abhangig vom Finanzausgleich und
der Politik des Kantons. Wo siehst Du hier
die Hauptprobleme?

Im Kanton Bern gibt es rund 400 Gemein-
den mit weniger als 1000 EinwohnerIn-
nen. Wir werden als Stadt ungefahr gleich
wie sie behandelt, und zwar unabhéngig
davon, dass wir Zentrumsfunktionen
wahrnehmen und Zentrumsleistungen er-
bringen. Wir haben die vom Kanton im
Rahmen seiner Spariibungen an die Ge-
meinden iiberwilzten Kosten ausgerech-
net. Uberraschenderweise ist das Resultat
fir 1994 weniger dramatisch als ich ange-
nommen habe, sie betragen rund 5 Millio-
nen Franken. Ab 1995 wird es allerdings
erheblich mehr sein. Schlimmer kann es
im Spitalbereich werden, wo wir wie alle
anderen Gemeinden nur eine Stimme ha-
ben und sehr viel zahlen miissen. Im Kul-
turbereich und beim offentlichen Verkehr
ist es kaum anders. Die Zentrumsfunktio-
nen werden vom Kanton nicht beriicksich-
tigt und die Beitréige der Agglomerations-
gemeinden beruhen auf Freiwilligkeit.

Muss eine langerfristige Finanzstrategie
nicht davon ausgehen, dass auch gebun-
dene Ausgaben iiber den Gesetzes- oder
Verordnungsweg verdndert werden kén-
nen? Bietet hier der allgemeine politische
Spardruck unter Umstinden nicht sogar
eine Chance fiir die RGM, im Rahmen einer
solchen Finanzstrategie gewisse Dinge
umzubauen?

Bis jetzt ist unsere Finanzstrategie relativ
harmlos. Das kommt nicht von ungefahr.
Als Gemeinde sind wir das schwichste

Glied der offentlichen Korperschaften.
Wir sind weder bei den Steuern noch bei
den Sozialversicherungen gesetzgeberisch
tatig. Die Menschen stehen bei uns direkt
vor der Haustiir und wir setzen dann ein-
fach praktisch um. RGM macht jedoch
mehr als die Biirgerlichen bei Kanton und
Bund politisch Druck fiir Kostenabgeltung
beispielsweise im Polizeibereich. Ein an-
derer Punkt ist die Art und Weise, wie die
Verwaltung arbeitet. Und hier war ich -
ohne jemanden verletzen zu wollen - nach
meinem Amtsantritt relativ erniichtert.
Ich war schon immer jemand, der stark
vernetzt arbeiten und Synergien ausnut-
zen musste. Entsprechend war ich dann
erstaunt, wie sehr in der Verwaltung die
Probleme isoliert angegangen werden.
Hier gilt es zunéchst einmal, die Potentiale
einer Verwaltungsreform zu nutzen.
Dabei erfordert ein New Public Manage-
ment auch neue finanzpolitische Spielre-
geln zwischen Parlament und Gemeinde-
rat. Gleichzeitig diirfen wir nie vergessen,
dass die Angestellten auf eine solche Re-
form vorbereitet und von Anfang aktiv
einbezogen werden miissen. Wir miissen
ihnen zeigen, dass sie nichts zu verlieren
haben, auch wenn sie etwas gezielter ar-
beiten, und auch dass wir sie nicht im Stich
lassen. Gleichzeitig miissen sie aber verste-
hen, dass es so wie bisher nicht mehr
weitergeht, und hier spreche ich vor allem
vom mittleren Kader an aufwarts.

Stellt sich im Zusammenhang mit der Ver-
waltungsreform nicht auch die Frage nach
Arbeitszeitverkiirzungen und neuen Ar-
beitszeitmodellen?

Bis zu meinem Amtsbeginn hat der tradi-
tionelle Teil der Gewerkschaften zusam-
men mit der Personalfiihrung der Stadt in
etwa gesagt, was gut ist fiir die Arbeitneh-
merlnnen. Meistens war dies ganz auf die
mannliche Normalbiographie ausgerich-
tet. Es wurde aber auch — nicht zuletzt
unter dem verstarkten Druck der Frauen
— 1992 eine fiur schweizerische Verhalt-
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nisse fortschrittliche Revision des Perso-
nalreglements verabschiedet, der aber bis-
her sehr mangelhaft nachgelebt worden
ist. Vielleicht bringt die hohe Erwerbslo-
sigkeit heute den notigen Druck gegen-
tiber der mannlichen Gewerksschaftsfiih-
rung. Von einer Gewerkschaft verlange
ich, dass sie sich auf Neues einldsst und
intelligente Vorschlidge bringt, wenn sie
mit dem Riicken zu Wand steht.

Bist Du zuversichtlich, hier weiterzukom-
men’?

Ja, ich habe gerade kiirzlich eine Ausein-
andersetzung mit den Verbanden iiber die
Finanzstrategie gehabt. Bei der wochentli-
chen Arbeitszeitverkiirzung musste ich al-
lerdings kapitulieren, weil der Arbeitgeber
heute dafiir nicht die vollen Kosten iiber-
nehmen kann. Die Verbdnde ihrerseits
wollen ein Stellentauschmodell mit Vorru-
hestandsregelung. Bis 1997 ist dieser
Kompromiss nun die giltige Strategie. Ich
werde das Thema ,Arbeitszeitverkiir-
zung” aber hartnickig weiterverfolgen.
Fiir mich heisst das beispielsweise mehr
Jobsharing oder Kaderstellen zu 80 Pro-

zent. Ab 1.1.1997 wird dann wieder neu
verhandelt.

Was anwortest Du denjenigen Biirgerli-
chen, die wetterhin nur ein Wort kennen:
Sparen?

Sicher spreche ich von der Rezession, den
willentlich gekiirzten Einnahmen und den
zusitzlichen Aufgaben, die inshesondere
wegen der Erwerbslosigkeit anfallen.
Auch davon, dass die Unternehmen ihre
Verantwortung nicht einfach dem Arbeits-
amt abgeben konnen und dass die Ge-
meinde ein ausgleichende Funktion zu-
gunsten der Schwicheren wahrnehmen
muss — und dass wir das machen. Punkt
Schluss. Ich verlange von all denjenigen,
die eine Erwerbsstelle haben und gut ver-
dienen, Solidaritit. Es gibt keinen andern
Weg, denn jede Krise bringt einen Umver-
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teilungsprozess mit sich, einen Prozess,
den die Biirgerlichen ganz grundsétzlich
vorantreiben, denn ich kann nicht glau-
ben, dass es ihnen bei der Ablehnung des
Budgets, und damit der Steuererhohung,
um die monatlich 13 Franken geht, die fiir
ein steuerbares Einkommen von 40°000
Franken mehr bezahlt werden miissten.

Das sind ja eher diistere Aussichten fiir
Mehreinnahmen?

Nun, dort, wo wir vom Kanton abhéngig
sind, ist es bei der satten biirgerlichen
Mehrheit sicher dusserst schwierig. In der
Stadt Bern hat es aber schon immer ein
RGM-Potential gegeben, ich denke an Be-
reiche wie Umweltpolitik, 6ffentlicher Ver-
kehr, Uberbauungen, aber auch an die
Abstimmungen iiber die Alpeninitiative
oder die F/A 18. Mit diesem Potential
konnen wir rechnen. Gleichzeitig glaube
ich, dass Budgetauseinandersetzungen et-
was sehr Spezielles sind, und noch speziel-
ler, wenn in der Propaganda gesagt wird
,mehr Steuern — nein danke!“. Denn
gerade junge Familien sind finanziell
schon arg belastet. Als RGM miissen wir
diese Leute deshalb zuerst in Bereichen
tiberzeugen, wo es nicht in erster Linie um
Geld geht. Im Zusammenhang mit den
Familien denke ich etwa an Verkehrsberu-
higungen und an Wohnstrassen. Wir kén-
nen so Goodwill schaffen und damit eine
Voraussetzung fiir eine grossere Akzep-
tanz zugunsten von mehr Einnahmen.

Wiinschst Du Dir manchmal nicht, dass
das Budget nicht mehr automatisch dem
Volk vorgelegt werden miisste? Ihr seid ja
mit einer politischen Plattform gewdhlt
worden und kinntet beanspruchen, den
notigen Spielraum fiir die Durchsetzung
dieser Politik zu erhalten. Man konnte die
RGM nach vier Jahren immer noch abwdh-
len?

Du sprichst hier eine brandaktuelle Ange-
legenheit an, namlich die Diskussionen



tiber die laufende Revision der Gemeinde-
ordnung. Ich selber pladiere stark fiir Ba-
sisdemokratie. Wir sollten unser Stand-
bein in der Bevolkerung und in den Bewe-
gungen nicht schwichen. Vieles Neue in
der Schweiz kommt gerade von den politi-
schen Bewegungen. Gleichzeitig bin ich
einverstanden damit, dass die geltende
Ordnung Schwierigkeiten technischer und
unternehmerischer Natur mit sich bringt.
Ich will auch abklaren lassen, ob gewisse
Dinge von der Volksabstimmung ausge-
nommen werden konnten. Das wire eine
Voraussetzung dafiir, dass wir mit Lei-
stungsauftragen und Zielvorgaben tber-
haupt arbeiten konnen, weil sich diese
nicht einfach mit dem Zeitraum eines Bud-
gets decken. Allerdings diirfen wir nicht so
weit gehen, dass die Budgetabstimmung
zur Farce verkommt.

Wir lesen heute in den Zeitungen wieder
von viel giinstigeren konjunkturellen Aus-
sichten als noch vor drei Monaten. Ein
Aufschwung wiirde doch bereits einigen
finanzpolitischen ~ Druck — wegnehmen.
Wiirden damit auch die Bemiihungen um
eine Verwaltungsreform erlahmen?

Ich denke, wir leben schon etwas in einer
neuen Epoche. Selbst bei einem Wirt-
schaftswachstum wird die Erwerbslosig-
keit, wird die Zweidrittelsgesellschaft ein
Problem bleiben. Damit verbunden blei-
ben die Anforderungen an die Stadt beziig-
lich des sozialen Ausgleichs, der Arbeits-
marktpolitik oder der Bildungspolitik.
Tendenziell nehmen die Aufgaben sogar
zu, auch proportional zum Personalauf-
wand, der bereits heute knapp die Hilfte
des Budgets beansprucht. Und da Neuein-
nahmen schwierig organisierbar sind,
denke ich, dass wir nicht mehr zuriick
kénnen und eine Verwaltungsreform kom-
men muss. Dabei diirfen wir nicht verges-
sen, dass das Ganze auch eine Chance fiir
die Verwaltung ist.

Therese, es gibt nur zwei Finanzdirekto-
rinnen grosserer Stddte in der Schweiz.
Wie kommst Du personlich mit diesem Amt
zurecht? Wie bringst Du Deine politische
Herkunft mit all ihren politischen Visionen
in Einklang mit der tdglichen Politik der
kleinen Schritte?

Ein etwas zwiespaltiges Verhaltnis habe
ich schon dazu, aber weniger wegen den
verlorengegangenen Utopien. Eher wegen
all den Verénderungen in meinem person-
lichen Leben, die mit solch einem Amt
verkniipft sind. Wenn man sich selber
nicht sehr gut kennt, besteht die Gefahr,
dass man unter den téglichen Belastungen
auf die Dauer eine Kopie irgendeines Poli-
tikers oder einer Politikerin wird. Ich habe
ja einen Teil der taglichen Schwierigkeiten
und Widerstande geschildert. Und da muss
ich immer wieder firr meinen differenzier-
ten Anspruch kédmpfen. Ich hoffe aber,
dass sich bis Ende Legislatur einiges ver-
dndert hat und ich mehr Zeit fiir konzep-
tionelle Uberlegungen haben werde. Was
meine politische Herkunft anbelangt, so
habe ich immer auch eine ausgesprochen
praktisch-pragmatische Seite gehabt, die
sich in die Kurzformel ., fiir mehr Gerech-
tigkeit kdmpfen® zusammenfassen lasst.
Wennich eine interessante Arbeit habe, bei
der ich mit anderen Menschen zusammen
noch etwas verandern kann, ohne mich
verleugnen zu miissen, dann stimmt das
fiir mich heute. Ich héatte mich auch nie in
eine andere Regierung als in eine mit
RGM-Mehrheit wihlen lassen. Und um
noch auf die Utopien zuriickzukommen,
okonomisch sind wir Linke nach dem Zu-
sammenbruch im Osten, der Deregulie-
rungswut des real existierenden Kapitalis-
mus sowie angesichts neuer gesellschaftli-
cher und 6kologischer Herausforderungen
ja ohnehin am Suchen, und ich finde, dass
es wichtig ist, sich dies als Politikerin auch
einzugestehen.

Interview: Urs Hiansenberger

Rote Revue 2/94

Selbst bei einem

Wirtschafts-

wachstum wird

die Zweidrittels-

gesellschaft ein

Problem

bleiben

17



UlgNeURS est taepng

Rote Revue 2/94

18



Rote Revue 2/94 19



	Ist eine "linke" Finanzpolitik möglich? : Gespräch mit Therese Frösch

